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A B W Ä G U N G  
 
der öffentlichen und privaten Belange aus der frühzeitigen 
Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB und § 4 Abs. 1 
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„Siegstraße“ 
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1.  BETEILIGUNGSSCHRITTE UND EINGEGANGENE STELLUNGNAHMEN 

 

A Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

 Zeitraum: 14.01.2025 bis 17.02.2025 

Eingegangene Stellungnahmen: 

Nr. Behörde oder des sonstigen Trägers öffentlicher Belange (Postanschrift) E-Mailadresse(n) Beteiligt Antwort Kommentar 

 Fachbehörden 

A 1  Rhein- Sieg Netz GmbH 
Bachstraße 3 
53721 Siegburg 

ralph.kusserow@rhein-sieg-netz.de   
14.01.2025 14.01.2025 

Hinweis auf Leitungstras-
sen 

A 2  Rhein- Sieg- Kreis, Brandschutzdienststelle 
Kaiser- Wilhelm- Platz 1 
53721 Siegburg 

dietmar.blinzler@rhein-sieg-kreis.de   
14.01.2025 17.01.2025 Keine Bedenken 

A 3  Amprion GmbH 
Robert- Schumann- Straße 7 
44263Dortmund 

baerbel.vidal@amprion.net   
14.011.2025 20.01.2025 Keine Bedenken 

A 4  RSAG AöR 
Pleiser Hecke 4 
53721 Siegburg 

ralf.mundorf@rsag.de   
14.01.2025 21.01.2025 Keine Bedenken 

A 5  Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 
Fontainengraben 200 
53123 Bonn 

BAIUDBwToeB@bundeswehr.org   
14.01.2025 21.01.2025 Keine Bedenken 

A 6  Vodafone West GmbH 
Ferdinand- Braun- Platz 1, 40549 Düsseldorf 

ZentralePlanung.ND@vodafone.com  
14.01.2025 

24.01.2025 Keine Bedenken  

A 7  PLEdoc GmbH 
Gladbecker Straße 404 
45326 Essen 

netzauskunft@pledoc.de   
14.01.2025 24.01.2025 Keine Betroffenheit  

A 8  Deutsche Telekom Technik GmbH, NL West 
Venloer Straße 156 
50672 Köln 

Frank.Hermanns@telekom.de   
14.01.2025 27.01.2025 

Hinweis auf Leitungstras-
sen 

A 9  Thyssengas GmbH 
Emil- Moog- Platz 13 
44137 Dortmund 

leitungsauskunft@thyssengas.com 
 
14.01.2025 28.01.2025 Keine Betroffenheit 

mailto:ralph.kusserow@rhein-sieg-netz.de
mailto:dietmar.blinzler@rhein-sieg-kreis.de
mailto:baerbel.vidal@amprion.net
mailto:ralf.mundorf@rsag.de
mailto:BAIUDBwToeB@bundeswehr.org
mailto:ZentralePlanung.ND@vodafone.com
mailto:netzauskunft@pledoc.de
mailto:Frank.Hermanns@telekom.de
mailto:leitungsauskunft@thyssengas.com
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Nr. Behörde oder des sonstigen Trägers öffentlicher Belange (Postanschrift) E-Mailadresse(n) Beteiligt Antwort Kommentar 

A 10  Bundesstadt Bonn 
Stadthaus, Berliner Platz 2 
53111 Bonn 

janina.eder@bonn.de   
 
14.01.2025 30.01.2025 

Hinweise zur Verkaufsflä-
chenkontingentierung so-
wie zum erweiterten Be-
standsschutz 

A 11  Stadtwerke Schwäbisch Hall GmbH 
An der Limpurgbrücke 1 
74523 Schwäbisch Hall 

wolf.epple@stadtwerke-hall.de   
14.01.2025 30.01.2025 Keine Bedenken 

A 12  Wasserverband Rhein- Sieg- Kreis 
Kaiser- Wilhelm- Platz 1 
53721 Siegburg 

jhennig@wv-rsk.de  
14.01.2025 06.02.2025 Keine Betroffenheit 

A 13  Bezirksregierung Köln – Dezernat 53 
Zeughausstraße 2-8 
50667 Köln 

eric.schulz@bezreg-koeln.nrw.de   
14.01.2025 06.02.2025 Keine Bedenken 

A 14  Bezirksregierung Arnsberg 
Goebenstraße 25 
44135 Dortmund 

registratur-do@bra.nrw.de  
14.01.2025 10.02.2025 Keine Bedenken 

A 15  Wahnbachtalsperrenverband 
Siegelsknippen 
53721 Siegburg 

laura.moser@wahnbach.de   
14.01.2025 10.02.2025 

Hinweis auf Wasserschutz-
zone III B 

A 16  Stadtwerke Bonn GmbH 
Theaterstraße 24 
53111 Bonn 

nadine.starke@stadtwerke-bonn.de  
14.01.2025 13.02.2025 Keine Betroffenheit 

A 17  LVR- Dezernat Kultur 
Ottoplatz 2 
50679 Köln 

marius.roehr@lvr.de  
14.01.2025 17.02.2025 Keine Betroffenheit  

A 18  Rhein- Sieg- Kreis 
Mühlenstraße 51 
53721 Siegburg 

Robert.Gansen@rhein-sieg-kreis.de  
 
 
14.01.2025 17.02.2025 

Hinweise auf Immissions-
schutz, Altlasten, Abfallwirt-
schaft, Bodenaushub, 
Überschwemmungsge-
biete, Starkregen, Wasser-
schutzgebiet, Natur-, Land-
schafts- und Artenschutz 

A 19  Landesbetrieb Straßenbau NRW 
Eumeniusstraße 15-17 
50679 Köln 

martin.willke@strassen.nrw.de   
14.01.2025 28.02.2025 Keine Bedenken 

A 20  LVR- Abteilung Denkmalschutz / Praktische Bodendenkmalpflege 
Endenicher Straße 133 
53115 Bonn 

Kerstin.kreutzberg@lvr.de   
14.01.2025 14.03.2025 Keine Bedenken 

mailto:janina.eder@bonn.de
mailto:wolf.epple@stadtwerke-hall.de
mailto:jhennig@wv-rsk.de
mailto:eric.schulz@bezreg-koeln.nrw.de
mailto:registratur-do@bra.nrw.de
mailto:laura.moser@wahnbach.de
mailto:nadine.starke@stadtwerke-bonn.de
mailto:marius.roehr@lvr.de
mailto:Robert.Gansen@rhein-sieg-kreis.de
mailto:martin.willke@strassen.nrw.de
mailto:Kerstin.kreutzberg@lvr.de


1. Änderung, Bebauungsplanverfahren Nr. 419 „Siegstraße“ Stand: September 2025 

ABWÄGUNG der öffentlichen und privaten Belange 

4 

B Beteiligung der Öffentlichkeit im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung (§ 3 Abs. 1 BauGB) 

Zeitraum: 16.01.2025 bis 17.02.2025 

Von Seiten der Öffentlichkeit sind keine Stellungnahmen eingegangen.



1. Änderung, Bebauungsplanverfahren Nr. 419 „Siegstraße“ Stand: September 2025 

ABWÄGUNG der öffentlichen und privaten Belange 

5 

2. INHALT UND ABWÄGUNG DER EINGEGANGENEN STELLUNGNAHMEN 

 

A Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) 

 

A 1 Rhein- Sieg Netz GmbH 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 1.1 im Planungsgebiet befinden sich Versorgungsleitungen Gas. Diese sind bei anstehenden Planungen zu berücksichtigen.  

Die Leitungen müssen in Ihrem Bestand gesichert werden.  

Bitte binden Sie uns in weitere Planungen ein.  

Im Anhang finden Sie einen Bestandsplan des Gasverteilnetzes im Planungsbereich. 

Belang nicht Gegenstand des Bebauungsplanände-
rungsverfahrens. Es wird auf die Begründung der 
planungsrechtlichen Festsetzungen verwiesen: 

Die Änderungen an den textlichen Festsetzungen be-
schränken sich auf die Art der baulichen Nutzung ge-
mäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, die Regelungen zu nah-
versorgungs-, zentren- und nicht-zentrenrelevanten 
Sortimenten sowie auf die Ergänzung um einen er-
weiterten Bestandsschutz gemäß § 1 Abs. 10 
BauNVO. 

Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung ge-
mäß § 16 BauNVO sowie zu den überbaubaren 
Grundstücksflächen gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB 
i.V.m. § 23 BauNVO werden durch die vorliegende 
Bebauungsplanänderung nicht berührt.  

Die betreffenden Leitungstrassen werden entspre-
chend im Bestand erhalten und nicht überplant. 

Beschlussvorschlag:  

Der Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung nicht gefolgt. 
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A 2 Rhein- Sieg- Kreis, Brandschutzdienststelle 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 2.1 Die zu o. a. Antrag eingereichten Planunterlagen wurden zur brandschutztechnischen Beurteilung vorgelegt und wurden gemäß Nr. 54.33 der VV 
BauO NRW 2000 überprüft. Das Ergebnis der Überprüfung ist auf den Folgeseiten erläutert. 

Die Gemeinde entscheidet über die Berücksichtigung der Stellungnahme der Brandschutzdienststelle und über vorgeschlagene Bedingungen, 
Auflagen oder Hinweise. Aufgrund der Bestandssituation wird aus brandschutztechnischer Sicht davon ausgegangen, dass sowohl die Löschwas-
serversorgung als auch die Zugänglichkeit der Grundstücke gemäß § 4 BauO NRW weiterhin gegeben sind. 

Darüber hinausgehende Forderungen werden aus brandschutztechnischen Gesichtspunkten nicht erhoben. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 

A 3 Amprion GmbH 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 3.1 im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen keine Höchstspannungsleitungen unseres Unternehmens. 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zuständigen Unternehmen beteiligt haben. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen.   

A 4 RSAG AöR 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 4.1 Von Seiten der RSAG AöR werden zu dem Bebauungsplan in der vorgesehenen Lage  

keine Bedenken erhoben.  

Sicherheitstechnische Anforderungen an Straßen und Fahrwege für die Sammlung von Abfällen entnehmen Sie bitte der DGUV Information 214-
033 (bisher BGI 5104) und RASt 06. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen.   
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A 5 Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bundeswehr 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 5.1 vorbehaltlich einer gleichbleibenden Sach- und Rechtslage werden Verteidigungsbelange 

nicht beeinträchtigt. Es bestehen daher zum angegebenen Vorhaben 

seitens der Bundeswehr als Träger öffentlicher Belange keine Einwände. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen.   

A 6 Vodafone West GmbH 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 6.1 Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone-Gesellschaft(en) gegen die von Ihnen geplante Maßnahme keine Einwände geltend macht. In Ihrem 
Planbereich befinden sich Telekommunikationsanlagen unseres Unternehmens. Bei objektkonkreten Bauvorhaben im Plangebiet werden wir dazu 
eine Stellungnahme mit entsprechender Auskunft über unseren vorhandenen Leitungsbestand abgeben. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen.   
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A 7 PLEdoc GmbH 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 7.1 wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns verwaltete Versorgungsanlagen der nachstehend aufgeführten 
Eigentümer bzw. Betreiber von der geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 

• OGE (Open Grid Europe GmbH), Essen 

• Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 

• Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei Nürnberg 

• Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft mbH (MEGAL), Essen 

• Mittelrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH (METG), Essen 

• Nordrheinische Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & Co. KG (NETG), Dortmund 

• Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), Essen 

Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im Übersichtsplan markierte Bereich. Dort dargestellte Leitungsverläufe dienen nur zur groben Übersicht. 
Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung des Projektbereichs bedarf immer einer erneuten Abstimmung mit uns. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 
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A 8 Deutsche Telekom Technik GmbH, NL West 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 8.1 Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat 
die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle 
Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung nehmen wir 
wie folgt Stellung: 

Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände. Wir weisen jedoch auf folgendes hin: 

Im Planbereich befinden sich Telekommunikationslinien der Telekom. Die Belange der Telekom - z. B. das Eigentum der Telekom, die ungestörte 
Nutzung ihres Netzes sowie Ihre Vermögensinteressen - sind betroffen. Der Bestand und der Betrieb der vorhandenen TK-Linien müssen weiterhin 
gewährleistet bleiben. Über gegebenenfalls notwendige Maßnahmen zur Sicherung, Veränderung oder Verlegung unserer Anlagen können wir 
erst Angaben machen, wenn uns die endgültigen Ausbaupläne mit Erläuterung vorliegen. 

Wir bitten folgende fachliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufzunehmen: 

In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer Leitungszone in einer Breite von ca. 0,50 m für die Unter-
bringung der Telekommunikationslinien der Telekom vorzusehen. Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte 
und unterirdische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013; siehe insbeson-
dere Abschnitt 3, zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Tele-
kommunikationslinien der Telekom nicht behindert werden. Zur Versorgung des Planbereichs mit Telekommunikationsanschlüssen ist die Verle-
gung zusätzlicher Telekommunikationsanlagen erforderlich. Falls notwendig, müssen hierfür bereits ausgebaute Straßen wieder aufgebrochen 
werden. 

Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinierung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen 
Leistungsträger ist es notwendig, dass uns Beginn und Ablauf der Erschließungsanlagen im Bebauungsplangebiet der Deutsche Telekom Technik 
GmbH, TI NL West, PTI 22 so früh wie möglich, mindestens 6 Monate vor Baubeginn, schriftlich angezeigt werden an: 

Deutsche Telekom Technik GmbH, T NL West, PTI 22, Venloer Str.156, 50672 Köln 

Wir machen darauf aufmerksam, dass aus wirtschaftlichen Gründen eine Versorgung des Baugebietes mit Telekommunikationsinfrastruktur in 
unterirdischer Bauweise nur bei Ausnutzung aller Vorteile einer koordinierten Erschließung sowie einer ausreichenden Planungssicherheit möglich 
ist. 

Nicht Bestandteil des Bebauungsplanänderungsver-
fahrens, es wird auf die Stellungnahme der Verwal-
tung unter Ziffer A 1.1 verwiesen.  

Beschlussvorschlag:  

Der Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung nicht gefolgt. 

A 9 Thyssengas GmbH 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 9.1 von dem zuvor genannten behördlichen Verfahren werden weder geplante noch vorhandene Anlagen unserer Gesellschaft betroffen. 

Unter der Voraussetzung, dass die Planungsgrenzen beibehalten werden, ist eine weitere Beteiligung an dem Verfahren nicht erforderlich 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 
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A 10 Bundesstadt Bonn 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 10.1 uns haben weitere Beteiligungen erreicht. Auch hier haben wir keine weiteren Einwände, würden aber gerne auf nachfolgendes hinweisen: 

Der Begriff Nebensortimente ist irreführend, üblich heißt es Randsortimente. Neben einer flächenmäßigen Obergrenze ist hier zu beachten, dass 
es maximal 10 % der Verkaufsfläche sein dürfen (diverse Gerichtsurteile und LEP NRW 2019 Ziel 6.5-5). Im Plan 419 werden 100 qm auf 800 qm 
angegeben. 

Bestandsbetriebe werden zwar berücksichtigt, aber nicht benannt (auch in der Begründung nicht beschrieben). Hier ist eine ausreichende Be-
standsaufnahme zugrunde zu legen und die Betriebe sind in den Festsetzungen konkret zu bezeichnen (Kuschnerus 2019: Der standortgerechte 
Einzelhandel: S. 311 ff.). 

Die Planungsunterlagen wurden entsprechend der 
Hinweise überarbeitet. 

Beschlussvorschlag:  

Der Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung gefolgt. 

A 11 Stadtwerke Schwäbisch Hall GmbH 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 11.1 Bezüglich der Aufstellung des „Bebauungsplanes Nr. 419 Siegstraße – 1. Änderung“ bestehen seitens der Energie Rhein-Sieg GmbH keine Be-
denken.  

In diesem Bereich sind keine Versorgungsleitungen der Energie Rhein-Sieg GmbH verlegt.  

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 

A 12 Wasserverband Rhein- Sieg- Kreis 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 12.1 der Geltungsbereich des o.g. Vorhabens liegt außerhalb des Verbandsgebiets des Wasserverbands Rhein-Sieg-Kreis. Es sind keine Belange des 
Wasserverbands betroffen. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 
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A 13 Bezirksregierung Köln – Dezernat 53 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 13.1 im Rahmen der Beteiligung zur oben genannten Bauleitplanung bestehen seitens des Dezernats 53 der Bezirksregierung Köln keine Anmerkun-
gen. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 

A 14 Bezirksregierung Arnsberg 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 14.1 aus bergbehördlicher Sicht gebe ich Ihnen zum o. g. Planvorhaben folgende Hinweise: 

Der Planbereich liegt sowohl außerhalb derzeitig verliehener Bergbauberechtigungen als auch außerhalb vormals verliehener, bereits erloschener 
Bergbauberechtigungen. Hinsichtlich der bergbaulichen Situation und Bergschadensgefährdung teile ich Ihnen mit, dass in den hier derzeitig 
vorliegenden Unterlagen im Planbereich kein umgegangener Bergbau dokumentiert ist. Mit bergbaulich bedingten Einwirkungen auf die Tages-
oberfläche ist demnach nicht zu rechnen und es bestehen aus bergbehördlicher Sicht keine Bedenken zum in Rede stehenden Planvorhaben. 

Für eventuelle Rückfragen zu dieser Stellungnahme stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 
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A 15 Wahnbachtalsperrenverband 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A.15.1 mit Ihrer E-Mail vom 14.01.2025 haben Sie uns um Stellungnahme zu o.g. Vorhaben gebeten. Die Ziele der 1. Änderung fassen Sie in Ihrer E-
Mail sowie in der beigefügten Anlage „Begründung“ zusammen. Der Geltungsbereich liegt im Wasserschutzgebiet unserer Grundwassergewin-
nungsanlage Meindorf im unteren Sieggebiet innerhalb der Wasserschutzzone III B. Daher sind die Bestimmungen der am 1. Juli 1985 in Kraft 
getretenen Wasserschutzgebietsverordnung zu beachten. In der Begründung, einschließlich des Umweltberichts, vom September 2024 wird die 
Lage innerhalb des Wasserschutzgebiets nicht thematisiert. Dahingegen wird in den Hinweisen der textlichen Festsetzung Bezug auf die Was-
serschutzgebietsverordnung genommen. An dieser Stelle werden die Genehmigungsvorbehalte zum Straßen- und Kanalbau sowie zur Errich-
tung von befestigten Flächen beschrieben. Darüber hinaus sind gemäß Wasserschutzgebietsverordnung u.a. folgende Maßnahmen genehmi-
gungspflichtig: 

• Das Erstellen oder Ändern gewerblicher oder vergleichbarer Betriebe oder Einrichtungen mit Ver-wendung, Ausstoß oder Anfall von was-
sergefährdenden Stoffen (§ 4, Abs. 1, Z. 1). 

• Das Erstellen oder Ändern von Anlagen zur gemeinsamen Abwasserfortleitung oder zur zentralen Abwasserbehandlung, Sanierungsmaß-
nahmen bei Einzelanlagen (§ 4, Abs. 1, Z. 3). 

• Das Einleiten von Kühlwasser oder des von Straßen oder sonstigen Verkehrsflächen abfließenden gesammelten Niederschlagwassers in 
oberirdische Gewässer, Gräben, Mulden oder in den Unter-grund (§ 4, Abs. 1, Z. 7). 

• Das Erstellen von Tankstellen, Tanklagern, Sammel-, Abfüll-, Umschlag- oder Vertriebsstellen für wassergefährdende Stoffe (§ 4, Abs. 1, Z. 
8). 

• Das Erstellen von Anlagen zur oberirdischen Lagerung wassergefährdender Stoffe in einer Gesamtmenge bis 30 m³ je wirtschaftliche Grund-
stückseinheit und das Ändern bestehender oberirdischer Anlagen (§ 4, Abs. 1, Z. 9). 

Darüber hinaus sind gemäß Wasserschutzgebietsverordnung u.a. folgende Maßnahmen verboten: 

• Das Erstellen oder Ändern gewerblicher oder vergleichbarer Betriebe oder Einrichtungen mit Ver-wendung, Ausstoß oder Anfall wasserge-
fährdender Stoffe, wenn diese Stoffe nicht verarbeitet oder gemeinsam fortgeleitet oder in einer zentralen Abwasserbehandlungsanlage 
behandelt werden (§ 4, Abs. 2, Z. 2). 

• Das Erstellen oder Ändern von Anlagen oder Einrichtungen jeglicher Art mit Anfall wassergefährden-der Stoffe (§ 4, Abs. 2, Z. 3). 

• Das Erstellen von Anlagen zum oberirdischen Lagern wassergefährdender Stoffe über eine Gesamtmenge von 30 m³ je wirtschaftliche 
Grundstückseinheit hin (§ 4, Abs. 2, Z. 10). 

• Das oberirdische Lagern wassergefährdender Stoffe ohne Einrichtungen, die ein Eindringen der Stoffe in den Boden oder die Gewässer 
verhindern (§ 4, Abs. 2, Z. 11). 

• Das Erstellen oder Ändern von Anlagen zum unterirdischen Lagern wassergefährdender Stoffe (§ 4, Abs. 2, Z. 12). 

• Das Verwenden von Recyclingbaustoffen, industriellen Nebenprodukten oder sonstigen vergleichbaren Stoffen (z.B. Bauschutt) (§ 4, Abs. 
2, Z. 15), soweit diese nicht nach § 4, Abs. 1, Z. 11 genehmigungsfähig sind. 

Für mögliche Baustelleneinrichtungen und Baudurchführungen sind folgende Hinweise zu beachten: 

• Sicherheitsvorkehrungen im Umgang (einschließlich Verwendung, Ausstoß und Anfall) mit wasser-gefährdenden Stoffen sind zu treffen. 
Die Baustelle ist so einzurichten, dass der Boden und das Grundwasser nicht beeinflusst werden kann. Das Lagern von wassergefährden-
den Stoffen im Bereich der Baustelle ist unzulässig. 

Auf die Wasserschutzzone III B sowie auf die ent-
sprechend notwendigen Genehmigungen wird be-
reits in den textlichen Festsetzungen unter „Hin-
weise“ verwiesen, sowohl im rechtskräftigen Bebau-
ungsplan Nr. 419 „Siegstraße“ als auch im aktuellen 
Entwurf zur Bebauungsplanänderung. Zur Klarstel-
lung wurden diese Hinweise nun auch in die Begrün-
dung zur Bebauungsplanänderung mit aufgenom-
men.  

Beschlussvorschlag:  

Der Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung gefolgt. 
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• Baufahrzeuge und Baumaschinen dürfen nur auf versiegelten Flächen mit Anschluss an Entwässerungseinrichtungen abgestellt werden. 
Sofern dies nicht möglich ist, sind mobile Auffangwannen zu nutzen, um Tropfverluste aufzufangen. 

• Baufahrzeuge und Baumaschinen sind täglich auf ihren ordnungsgemäßen Zustand, insbesondere in Hinblick auf den Austritt von wasser-
gefährdenden Stoffen, zu prüfen. Diese Zustandsprüfungen sind zu dokumentieren. Jede Art von Schaden ist zu beheben. Sollte eine 
schnelle und sichere Schadensbehebung nicht möglich sein, sind diese Fahrzeuge und Maschinen kurzfristig und sicher aus dem Wasser-
schutzgebiet herauszubringen. 

• Die Betankung von Baufahrzeugen und Baumaschinen ist nur auf speziell dafür genehmigten Flächen mit Anschluss an Entwässerungsein-
richtungen gestattet. Sofern dies nicht möglich ist, muss die Be-tankung außerhalb des Wasserschutzgebietes erfolgen. Im Fall von nicht 
mobilen Baustellenfahrzeugen (z.B. Bohrfahrzeug) ist zur Betankung eine mobile Auffangwanne mit entsprechendem Volumen zu nutzten. 

• Entsprechend der genutzten wassergefährdenden Stoffe sind Binde- bzw. Schutzmittel gegen den eventuellen Austritt in ausreichender 
Menge bereitzustellen. Schadensfälle sind in jedem Falle auf-zunehmen und zu dokumentieren (Datum, Fotos, etc.). 

• Durchgeführte Maßnahmen zur Schadensminimierung und/oder -behebung sind ebenfalls zu dokumentieren. 

• Sanitäre Anlagen sind abflusslos zu errichten. 

• Baufirmen und alle beteiligten Personen sind über die Wasserschutzgebietsverordnung in Kenntnis zu setzen und auf die Sicherheitsvor-
kehrungen hinzuweisen. 

• Die Aufsichtsbehörden und der Wahnbachtalsperrenverband sind bei Ereignissen, die eine Gefährdung des Bodens und/oder des Grund-
wassers besorgen lassen, unverzüglich zu benachrichtigen. 

Leitungen oder sonstige Anlagen des Wahnbachtalsperrenverbandes sind nicht betroffen. 

Sofern die oben aufgeführten Hinweise Berücksichtigung finden, bestehen zum jetzigen Zeitpunkt keine Bedenken. 

A 16 Stadtwerke Bonn GmbH 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 16.1 Namens und im Auftrag der Bonn Netz GmbH, der Energie- und Wasserversorgung Bonn/Rhein-Sieg GmbH und der Stadtwerke Bonn Verkehrs 
GmbH teilen wir folgendes mit: 

Stellungnahme Bonn Netz GmbH und Energie- und Wasserversorgung Bonn/Rhein-Sieg GmbH: Der angefragte Bereich befindet sich außerhalb 
des Versorgungsgebietes der Bonn Netz GmbH und Energie- und Wasserversorgung Bonn/Rhein-Sieg GmbH. 

Stellungnahme Stadtwerke Bonn Verkehrs GmbH, Bereich Verkehrsplanung: 

Wir möchten darauf hinweisen, dass der Bereich zum Liniennetz des Rhein-Sieg-Kreises gehört. Mit der Verkehrsleistung im Plangebiet ist die 
Rhein-Sieg-Verkehrsgesellschaft mbH (RSVG) betraut, deren Beteiligung wir hier empfehlen möchten. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 

A 17 LVR- Dezernat Kultur 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 
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A 18 Rhein- Sieg- Kreis 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 18.1 Immissionsschutz  

Bedenklich ist, dass die geplante textliche Festsetzung Ziff. 3.1 zum erweiterten Bestandsschutz des ansässigen Lebensmitteldiscounters als 
„kann“ Bestimmung formuliert wird und somit im Ermessen der Stadt Sankt Augustin liegt. Es ist daher fraglich, ob diese textliche Festsetzung 
(Ziff. 3.1) zum Bestandsschutz einer gerichtlichen Überprüfung standhalten würde. 

Die betreffende „kann“ Bestimmung entspricht dem 
Vorschlag/Wortlaut des § 1 Abs. 10 BauNVO: „Wä-
ren bei Festsetzung eines Baugebiets nach den §§ 2 
bis 9 in überwiegend bebauten Gebieten bestimmte 
vorhandene bauliche und sonstige Anlagen unzuläs-
sig, kann im Bebauungsplan festgesetzt werden, 
dass Erweiterungen, Änderungen, Nutzungsände-
rungen und Erneuerungen dieser Anlagen allgemein 
zulässig sind oder ausnahmsweise zugelassen wer-
den können.“ 

Beschlussvorschlag:  

Der Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung nicht gefolgt. 

A 18.2 Altlasten 

Der 1. Änderung des Bebauungsplanes stehen aus Altlastensicht keine Bedenken entgegen. In der textlichen Festsetzung wird aus bodenschutz-
rechtlicher Sicht empfohlen folgenden Hinweis zu ergänzen:  

Im Rahmen von geplanten Baumaßnahmen im Bereich der erfassten Flächen ist das 

Amt für Umwelt- und Naturschutz, Abt. Grundwasser- und Bodenschutz, im Baugenehmigungsverfahren zu beteiligen.  

Die textlichen Festsetzungen wurden um den Hin-
weis ergänzt 

Beschlussvorschlag:  

Der Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung gefolgt. 

A 18.3 Altlasten 

Im Plangebiet ist der Altstandort 5209/0121-0, Altstandort 5209/2019-0 und der Betriebsstandort 5209/2029-0 nachrichtlich registriert (siehe La-
geplan). Es wird empfohlen die Flächen im Bebauungsplan zu kennzeichnen. 

Die textlichen Festsetzungen wurden, unter Nen-
nung der betroffenen Flurstücke, um den Hinweis auf 
die nachrichtlich registrierten Verdachtsflächen er-
gänzt. Eine Überarbeitung der zeichnerischen Fest-
setzungen / Darstellungen wir im Zuge der betreffen-
den Bebauungsplanänderung nicht vorgesehen.  

Beschlussvorschlag:  

Der Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung gefolgt. 

  

17.1 Zur vorliegenden Planung „19. FNP Änd. St. Augustin“ & „BPlan 419 Siegstraße“ melden wir aus Fachsicht der LVR-Kulturlandschaftspflege eine 
Fehlanzeige, da wir hier bezogen auf das Schutzgut „Kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter“ keine Betroffenheit sehen. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 
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A 18.4  Abfallwirtschaft 

Einbau von Recyclingmaterial (in der Wasserschutzzone IIIB der Wasserschutzgebiete Sankt Augustin Meindorf, Niederkassel, Zündorf, Wes-
seling-Urfeld) 

Für den Unterbau der Bodenplatte sowie sonstige Bodenauffüllungen darf nur inertes Bodenmaterial eingesetzt werden. Bauschutt oder sonstige 
hohlraumschaffende, auslaugbare, verrottende oder anderweitig wassergefährdende Stoffe dürfen nicht eingebaut werden. 

Es ist der Einsatz von güteüberwachtem Recyclingmaterial der besten Qualität (RC-1 gemäß Ersatzbaustoffverordnung) unter vollständig versie-
gelten Flächen statthaft. Der Einbau des Recyclingmaterials ist nach den Bestimmungen der ErsatzbaustoffV durchzuführen, zu dokumentieren 
und dem Rhein-Sieg-Kreis spätestens 4 Wochen vor dem Einbau anzuzeigen (Formular der Excel-Vorlage, digital und unterschrieben durch 
Verwender; abrufbar unter: https://www.umwelt.nrw.de/umwelt/umwelt-undressourcenschutz/abfall-undkreislaufwirtschaft/gewerbeabfall ) 

Das Einbaugrundstück liegt im Bereich der Wasserschutzzone IIIB des Wasserschutzgebietes Meindorf. Die Bestimmungen der Schutzzonenver-
ordnung zum Einbau von Recyclingmaterialien sind einzuhalten (u.a. Einbau nur unter vollständig versiegelten Flächen). So ist vor dem Einbau 
beim Rhein-Sieg-Kreis (Tel. 02241/13-2459) zudem eine Genehmigung nach Wasserschutzgebietsverordnung einzuholen. 

Nach Abschluss der Einbaumaßnahme ist eine Abschlussanzeige dem Rhein-Sieg-Kreis vorzulegen (Formular der Excel-Vorlage, digital und 
unterschrieben durch Verwender mithilfe der o.a. Excel-Vorlage). 

Die Genehmigung und die Dokumentation sind nach Fertigstellung dem Grundstückeigentümer oder der Grundstückseigentümerin zu übergeben, 
der sie bis zu einem Ausbau dieses mineralischen Ersatzbaumaterials an seinen Rechtsnachfolger oder seine Rechtsnachfolgerin weitergeben 
muss. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 

A 18.5  Bodenaushub und Entsorgung 

Im Rahmen der Baumaßnahme anfallendes bauschutthaltiges oder organoleptisch auffälliges Bodenmaterial ist ordnungsgemäß zu entsorgen. 

Vor der Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung) von (leicht) verunreinigten Bodenaushub (> BM 0 nach Ersatzbaustoffverordnung), ist der 
Probenahme- und Analyseumfang mit dem Rhein-Sieg-Kreis, Amt für Umwelt- und Naturschutz (Tel. 02241/13-2759 oder -3163), abzustimmen. 

Die Entsorgungswege des abzufahrenden Bodenaushubs sind vor der Abfuhr dem Rhein-Sieg-Kreis mitzuteilen (§ 47 Abs. 1 Kreislaufwirtschafts-
gesetz (KrWG)). Dazu ist die Entsorgungsanlage anzugeben oder die wasserrechtliche Erlaubnis (Anzeige) der Einbaustelle vorzulegen. 

Die textlichen Festsetzungen wurden um den Hin-
weis ergänzt 

Beschlussvorschlag:  

Der Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung gefolgt. 

  

https://www.umwelt.nrw.de/umwelt/umwelt-undressourcenschutz/abfall-undkreislaufwirtschaft/gewerbeabfall
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A 18.6 Überschwemmungsgebiet / Hochwasserrisiko 

Der Planungsbereich liegt nicht innerhalb des festgesetzten, und derzeit nicht im vorläufig gesicherten Überschwemmungsgebiet der Sieg. 

Bezüglich einer Prüfung wasserrechtlicher Erfordernisse des §§ 78 ff WHG wird auf die Bezirksregierung Köln als zuständige Wasserbehörde 
verwiesen. 

Begründung: 

Die Hochwassergefahrenkarten NRW weisen den Planbereich bei einer mittleren Wahrscheinlichkeit (HQ100) als vor Hochwasser geschützte 
Flächen aus, die im Falle des Versagens der Schutzstruktur überflutet werden können. Als mögliche Überflutungshöhe wird im Planbereich von 
bis zu 0,8 m dargestellt. 

Bei einer niedrigen Wahrscheinlichkeit HQ(extrem) weisen die Hochwassergefahrenkarten den Planbereich als überflutet aus (Überflutungshöhe 
bis zu 1,17 m). 

Die Bezirksregierung Köln hat das Überschwemmungsgebiet der Sieg in 2023 neu berechnet, die vorläufigen Ergebnisse weisen den Planbereich 
teilweise als Überschwemmungsgebiet bei HQ100 aus. Mit einer rechtswirksamen vorläufigen Sicherung der Neuberechnung ist nach Auskunft 
der BR Köln in Kürze zu rechnen. Die wasserrechtliche Bewertung gem. § 78 WHG unterliegt der Zuständigkeit der Bezirksregierung Köln. 
Darüberhinausgehende Belange sind in den Hinweisen benannt. 

Hinweise 

Aufgrund der Betroffenheit des Plangebietes bei niedriger Hochwasserwahrscheinlichkeit sind die Erfordernisse des § 78b (1) Satz 1 WHG, ins-
besondere zur Vermeidung von Sachschäden und Personenschäden, bei der weiteren Planung zu beachten. Es wird dringend angeraten diese 
gesetzlichen Erfordernisse im weiteren Planverfahren zu prüfen und darzustellen (z.B. Sicherung der Tankstelle, es wird angeregt, hierzu 66.1 zu 
hören). 

Auf die Verpflichtung gemäß § 5 (2) WHG geeignete Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen Hochwasserfolgen und zur Schadens-
minderung zu treffen wird besonders hingewiesen. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 

A 18.7 Anpassung an den Klimawandel (Starkregen) 

Die Starkregengefahrenhinweiskarte NRW weist in Teilbereichen des Plangebietes eine Überflutung bei einem extremen Regenereignis aus. Es 
wird daher angeraten dies im weiteren Verfahren im Hinblick auf geeignete Vorsorgemaßnahmen zur Vermeidung bzw. Verringerung des Scha-
denpotentials zu berücksichtigen. 

Die textlichen Festsetzungen wurden um den Hin-
weis ergänzt 

Beschlussvorschlag:  

Der Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung gefolgt. 
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A 18.8 Trinkwasserschutz / Wasserschutzgebiet 

Gegen das Vorhaben bestehen im Hinblick auf die Wasserschutzgebietsverordnung aus wasserrechtlicher Sicht nach derzeitigem Kenntnisstand 
keine grundsätzlichen Bedenken, wenn die Belange des Trinkwasserschutzes berücksichtigt und die Regelungen der Wasserschutzgebietsver-
ordnung Meindorf im unteren Sieggebiet eingehalten werden.  

Da das Vorhaben in der Wasserschutzzone III B des Wasserschutzgebietes Meindorf im unteren Sieggebiet liegt, sind die Bestimmungen der 
entsprechenden Wasserschutzgebietsverordnung einzuhalten. Die genehmigungspflichtigen Tatbestände und Verbote der o.g. Wasserschutzge-
bietsverordnung gemäß § 4 sind grundsätzlich zu beachten. Vom Vorhaben darf keine Verunreinigung eines Gewässers (Oberflächengewässer 
und Grundwasser) oder des Untergrundes ausgehen. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 

A 18.9  Natur-, Landschafts- und Artenschutz 

Artenschutz 

Da die Änderung des Bebauungsplanes den Umfang der vorhandenen und zulässigen Überbauung des Geländes nicht betrifft, sind artenschutz-
rechtliche Probleme nicht zu erkennen. Aus formalen Gründen ist jedoch Folgendes zu beachten: 

Entsprechend der §§ 44 Abs. 1, 5, 6 und 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung mit der gemeinsamen Handlungsempfehlung „Artenschutz in der 
Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben" des Ministeriums für Wirtschaft Energie, Bauen, Wohnen und Verkehr NRW 
und des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz NRW vom 22.12.2010 ist bei der Aufstellung oder 
Änderung eines Bebauungsplanes eine artenschutzrechtliche Prüfung (ASP) vom Vorhabenträger zu erstellen. Dies gilt gem. Ziffer 3.2 der Hand-
lungsempfehlung auch für Bebauungspläne zur Innenentwicklung nach § 13a BauGB. Eine Ausnahme hiervon sieht die derzeitige Erlasslage nicht 
vor 

Es wird empfohlen, das für die Artenschutzprüfung bereitgestellte Prüfprotokoll (Anlage 2 des genannten Erlasses) zu verwenden. 

Hinweise 

Vogelschlag an Gebäuden 

Durch bauliche Maßnahmen soll der Vogelschlag an Glasflächen vermieden werden. Geeignete Maßnahmen zur Reduktion von gefahrvollen 
Durchsichten und Spiegelungen liegen in der Verwendung halbtransparenten Glases, hochwirksamer Markierungen und Abschattungen insbe-
sondere an risikobehafteten, verglasten Gebäudekanten, Fußgängerbrücken/ -durchgängen, transparenten Balkongeländern und Wintergärten. 

Lichtemissionen  

Notwendige Beleuchtungen des öffentlichen und privaten Raumes sowie von baulichen Anlagen sollen technisch und konstruktiv so angebracht, 
mit Leuchtmitteln versehen und betrieben werden, dass Tiere und Pflanzen wildlebender Arten vor vermeidbaren nachteiligen Auswirkungen durch 
Lichtemissionen geschützt sind. 

Beleuchtungsplanungen für den öffentlichen Raum sollen Aussagen zur Beleuchtungsstärke, Leuchtdichte, beleuchteter Fläche, Abstrahlungsge-
ometrie, zum Farbspektrum und ggf. zur Regulierung der Beleuchtungsstärke treffen. Weitere Informationen können der LANUV-Info 42 (2018): 
„Künstliche Außenbeleuchtung -Tipps zur Vermeidung und Verminderung störender Lichtimmissionen werden. 

Auch: „Leitfaden zur Neugestaltung und Umrüstung von Außenbeleuchtungsanlagen“ des BfN (2019 - Skript 543) 

Vorsorglich wird auf das zum 1.3.2022 in Kraft getretene „Gesetz zum Schutz der Insektenvielfalt in Deutschland und zur Änderung weiterer 
Vorschriften (BNatSchGuaÄndG)“ mit der Vorschrift „Schutz von Tieren und Pflanzen vor nachteiligen Auswirkungen von Beleuchtungen - § 41a 
BNatSchG - hingewiesen. Diese Vorschrift tritt zwar erst nach Erlass einer Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 4d BNatSchG durch das zuständige 
Bundesministerium in Kraft, sollte aber bereits bei aktuellen Planungen berücksichtigt werden. 

Der Umweltbericht wurde um eine überschlägige Ar-
tenschutzprüfung gemäß des entsprechenden Prüf-
protokolls ergänzt. Zudem wurden die textlichen 
Festsetzungen um die vorgeschlagenen Hinweise 
zum Artenschutz ergänzt 

Beschlussvorschlag:  

Der Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung gefolgt. 
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A 19 Landesbetrieb Straßenbau NRW 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A 19.1 Bezüglich der durch die Änderung des Bebauungsplanes beabsichtigten Sortimentseinschränkung gibt es seitens der Straßenbaubehörde keine 
Bedenken. 

Eine weitere Beteiligung im Rahmen dieses Verfahrens ist nicht notwendig. 

Bei Fragen stehe ich Ihnen gern zur Verfügung. 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Die Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 

A 20 LVR- Abteilung Denkmalschutz / Praktische Bodendenkmalpflege 

Nr. Inhalt des Schreibens Stellungnahme der Stadt Sankt Augustin 

A.20.1 ich bedanke mich für die Übersendung der Planunterlagen im Rahmen der o. g. TÖB-Beteiligung. 

Auf Basis der derzeit für das Plangebiet verfügbaren Unterlagen sind keine Konflikte zwischen der Planung und dem Schutzgut kulturelles Erbe / 
den öffentlichen Interessen des Bodendenkmalschutzes zu erkennen. Zu beachten ist dabei jedoch, dass Untersuchungen zum Ist-Bestand an 
Bodendenkmälern in dieser Fläche nicht durchgeführt wurden. Von daher ist diesbezüglich nur eine Prognose möglich. 

Beim Auftreten archäologischer Bodenfunde und Befunde ist die Gemeinde als Untere Denkmalbehörde oder das LVR-Amt für Bodendenkmal-
pflege im Rheinland, Außenstelle Overath, Gut Eichthal, 51491 Overath, Tel.: 02206/9030-0, E-Mail: abr.overath@lvr.de, Fax: 02206/9030-22, 
unverzüglich zu informieren. Zur Anzeige verpflichtet sind auch der/die Eigentümer*in, die Person, die das Grundstück besitzt, der/die Unterneh-
mer*in und der/die Leiter*in der Arbeiten. Bodendenkmal und Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf von einer Woche nach der Anzeige unver-
ändert zu belassen (§ 16 DSchG NRW). 

Kenntnisnahme 

Beschlussvorschlag:  

Der Anregung wird laut Stellungnahme der Verwal-
tung zur Kenntnis genommen. 

 


